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Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der SPD „Keine Kürzungen im Europäischen 
Sozialfonds“ – Drucksache 20/4363 

Sehr geehrte Herr Krüger, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, zu dem oben genannten Antrag Stellung nehmen zu 

können. 

Die IHK Schleswig-Holstein erkennt die hohe Bedeutung von Maßnahmen zur Fachkräfte-

sicherung, Qualifizierung und Arbeitsmarktintegration an. Diese Bereiche bleiben auch 

künftig zentrale Voraussetzungen für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung 

Schleswig-Holsteins. Deshalb ist es wichtig, dass entsprechende Förderansätze im künfti-

gen Mehrjährigen Finanzrahmen der Europäischen Union weiterhin angemessen berück-

sichtigt werden.  

Die IHK Schleswig-Holstein begrüßt das Ziel, die europäischen Förderinstrumente wirksa-

mer und einfacher auszugestalten. Gleichzeitig ist darauf zu achten, dass Reformen nicht 

zu einer Schwächung bewährter regionaler Förderstrukturen oder zu einer stärkeren Zent-

ralisierung von Entscheidungsprozessen führen. Die Erfahrungen der Länder bei der Um-

setzung von EFRE- und ESF-Programmen zeigen, dass regionale Bedarfe am besten vor 

Ort erkannt und adressiert werden können. 

Vor diesem Hintergrund sieht die IHK Schleswig-Holstein die vorgeschlagene Neuordnung 

der europäischen Förderarchitektur differenziert. Angesichts der Herausforderungen durch 

Fachkräftemangel, Transformation, Digitalisierung, Dekarbonisierung und geopolitische 

Veränderungen besteht weiterhin ein erheblicher Bedarf an gezielten Investitionen in Be-

schäftigung, Qualifizierung, Innovation und regionale Entwicklung. Dafür müssen auch 

künftig ausreichend finanzielle Mittel bereitgestellt sowie regionale Handlungsspielräume 

erhalten bleiben. 
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Die Landesregierung sollte sich daher in den laufenden Verhandlungen dafür einsetzen, 

dass die Interessen der Regionen angemessen berücksichtigt werden, die Mitwirkung der 

Länder bei Planung und Umsetzung der Programme gesichert bleibt und EFRE sowie ESF 

weiterhin als starke Instrumente zur Bewältigung regionaler und arbeitsmarktpolitischer 

Herausforderungen zur Verfügung stehen. Reformen sollten zu mehr Effizienz führen, ohne 

zusätzliche Bürokratie oder Verzögerungen beim Übergang in die nächste Förderperiode 

zu verursachen. 

Hierbei kommt es insbesondere darauf an, 

- ausreichende Mittel für Fachkräftesicherung, Qualifizierung und Arbeitsmarktin-

tegration zu sichern, 

- die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen und regionalen Wirtschaft zu stärken, 

- Investitionen in Innovation, Infrastruktur und Transformation zu ermöglichen, 

- die Beteiligung der Regionen und der Wirtschafts- und Sozialpartner sicherzustellen 

sowie 

- die Förderung durch weniger Bürokratie und höhere Flexibilität wirksamer zu gestal-

ten. 

Kritisch bewertet die IHK Schleswig-Holstein zudem die Forderung des Antrags, zusätzliche 

europäische Eigenmittel durch eine Vermögensteuer, eine Finanztransaktionssteuer oder 

weitere Belastungen von Kapital einzuführen. Europa benötigt in einer Phase schwachen 

Wachstums attraktive Investitionsbedingungen. Zusätzliche Steuerbelastungen würden die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit des Wirtschaftsstandorts Europa beeinträchtigen und 

notwendige private Investitionen erschweren. 

Schließlich sollte berücksichtigt werden, dass eine grundlegende Neuverhandlung oder 

Rücknahme der Kommissionsvorschläge das Risiko weiterer Verzögerungen beim Start der 

nächsten Förderperiode erhöht. Aus Sicht der Wirtschaft kommt es entscheidend darauf 

an, Planungssicherheit zu schaffen und einen nahtlosen Übergang zwischen den Förder-

perioden zu gewährleisten. 

 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
gez. Saskia Brandt 
Federführung Volkswirtschaft 


